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Was für Tage des Schreckens und der allge-

meinen Panik. Die Weltwirtschaft schien 

unterzugehen. Hektischer Aktionismus do-

minierte. Ein Brennpunkt jagte den nächs-

ten. Eine Politik nach Nachrichtenlage und 

Börsenkursentwicklung wurde zur Regel. 

Soll sie auch die Regel bleiben? Ist es nicht 

eher angezeigt, nach stürmischen Zeiten 

nun wieder mit etwas mehr Ruhe und Ge-

lassenheit die Frage zu analysieren, wie es 

langfristig weitergehen soll?

Wie ein Tsunami hatte die Finanzmarkt-

krise die Börsen heimgesucht. Nun über-

rollen die Schockwellen als Verstaatli-

chungslawine den Bankensektor. Führt 

das dazu, dass es das Verhältnis von Staat 

und Markt neu zu erfinden gilt? Soll mit 

Blick auf das offensichtliche Totalversa-

gen der Finanzmärkte der Staat an Stelle 

Privater treten? Kommt es in der westli-

chen Welt also doch noch zu einer mehr 

oder weniger weitreichenden Sozialisie-

rung der Wirtschaft und einer Abwendung 

vom Kapitalismus? Alle Zeichen sprechen 

dafür. Die Staatswirtschaft ist auf dem 

Vormarsch. Aber wie weit und wie lange 

sollen Politiker staatliche Banken führen, 

und was bleibt noch übrig für private Ei- 

geninitiative, Selbstverantwortung und 

Haftung?

Viele Fragen, die es kaltblütig zu klären und 

klug zu beantworten gilt. Da helfen weder 

Schadenfreude, Schuldzuweisungen noch 

ideologische Scheuklappen weiter. Da geht 

nur eine nüchterne Analyse, wozu und wo-

für ein starker Staat und freie Märkte un-

verzichtbar waren, sind und weiter sein 

werden. Zehn gute Gründe lassen sich er-

kennen:

Der Staat schützt die Freiheit. Ohne Staat 

kann zwar jeder machen, was er will. Ohne 

Staat ist aber auch jeder ohnmächtig, seine 

Freiheit gegenüber anderen durchzuset-

zen. Es herrscht ein ständiger Kampf jeder 

gegen jeden. Nur ein starker Staat kann die 

Menschen gegen Macht und Willkür schüt-

zen. Der Staat soll den rechtlichen Rahmen 

setzen und garantieren, innerhalb dessen 

sich der einzelne Mensch auf der Suche 

nach seinem eigenen Glück frei entfalten 

und bewegen kann.

Der Staat braucht mündige Bürger. Nicht 

nur demokratische Teilhabe setzt die Mün-

digkeit der Wahl- und Stimmberechtigten 

voraus. Auch ökonomisches Handeln be-

dingt Selbstbestimmung und Eigenver-

antwortung. Der Staat darf ruhig auf die 

Urteilskraft und Eigenständigkeit der Men-

schen setzen. Deshalb kann er sie in eine 

größtmögliche Freiheit entlassen. Es ge-

nügt, ihnen die Sicherheit zu geben, in Not-

zeiten für sie da zu sein, so, wie Eltern der 

Selbstständigkeit ihrer Kinder trauen, aber 

doch für den Notfall immer wieder bereit-

stehen. Je weniger der Staat seiner Bevölke-

rung vorgibt, wie sie zu leben und zu arbei-

ten hat, je weniger der Staat befiehlt, was 

seine Bürger tun und unterlassen sollen, je 

mehr die Gesellschaft auf die individuellen 

Freiheitsrechte setzt, umso stärker werden 

Erfinder-, Entdecker- und Unternehmer-

instinkte geweckt. Das war in der Vergan-

genheit so. Es gibt keinen Grund, wieso es 

nicht auch für die Zukunft gelten soll.

Der Staat schützt den Markt. Nur er kann 

individuelle Grund- und Freiheitsrechte, Ei-

gentums- und Verhaltensrechte und damit 

die Funktion offener und freier Märkte si-
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chern. Ebenso muss er durch eine Wettbe-

werbs- und Fusionsgesetzgebung für einen 

funktionierenden Wettbewerb auf freien 

Märkten sorgen und Marktmacht verhin-

dern. Wenn während der Finanzmarktkrise 

immer wieder von einem „too big to fail“ 

und von „systemgefährdender“ Größe not-

leidender Banken die Rede war, wird genau 

dieses Grundprinzip verletzt. Größe ten-

diert immer zu Macht und Monopol zulas-

ten von Kunden und Bürgern. Beides muss 

durch eine entsprechende Wettbewerbs- 

und Fusionsgesetzgebung verhindert wer-

den. Auch das ist eine Lehre aus der Finanz-

marktkrise.

Der Staat reguliert den Markt. Er ist kein 

Gegner des Marktes. Staat und Markt sind 

nicht die unversöhnlichen Gegensätze, zu 

denen sie vorschnell gemacht werden, ge-

rade auch in der Suche nach Schuldigen der 

Finanzmarktkrise. Im Gegenteil: Ein freier 

Markt bedarf eines starken Staates. Er 

muss durch eine regulierende Rahmenge-

setzgebung mit Aufsicht und Sanktion die 

Tätigkeiten privater Marktakteure über-

wachen und kontrollieren. Das gilt selbst-

redend auch für die Finanzmärkte. Ganz 

offensichtlich haben die bisherigen Regeln 

nicht genügt, um ein eklatantes Marktver-

sagen zu verhindern. Das gilt es zu korrigie-

ren. Dazu braucht es nicht notwendiger-

weise mehr Regeln. Es braucht vor allem 

bessere Regeln.

Der Staat korrigiert den Markt. Gerade Fi-

nanzmärkte sind durch ein als Gefange-

nendilemma bezeichnetes Phänomen 

gekennzeichnet: Was für den Einzelnen 

ökonomisch richtig ist, muss in der Summe 

für alle nicht zu einem gewünschten Ergeb-

nis führen. Wenn ein individuelles Angst-

sparen um sich greift, kann der gesamt-

wirtschaftliche Kreditmarkt austrocknen. 

Oder wenn alle Einleger ihr Geld von ihren 

Sparkonten abheben, können an sich ge-

sunde Banken in Liquiditätsengpässe ge-

raten. Um das Dilemma zu überwinden, ist 

es angezeigt, entweder durch kluge Regeln 

das Handeln Einzelner so zu beeinflussen, 

dass es in der Summe zu keinem Fehlver-

halten kommt. Oder aber wenn die Regeln 

nicht greifen oder die Zeit für eine lange 

Abstimmung fehlt, übernimmt der Staat 

als Treuhänder der gesellschaftlichen In-

teressen das Kommando, um einen für alle 

schädlichen Systemzusammenbruch zu 

verhindern.

Der Staat ist ein Nothelfer für die Gesell-

schaft. Das gilt nicht nur, wenn der Staat 

unverschuldet in Not geratenen Menschen 

hilft. Es gilt auch, wenn dem Markt eine 

Versagenskrise droht. Dann muss der Staat 

zu Hilfe eilen. Das verletzt zwar die puristi-

sche Sicht dogmatischer Liberaler. Ebenso 

widerspricht ein zum Nothelfer degradier-

ter Staat den Visionen jener, die den Staat 

als aktiven Gestalter der Wirtschaft verste-

hen. Aber bei ökonomischen Katastrophen 

ist es wie bei Naturkatastrophen. Wenn 

sich die Ereignisse überschlagen, können in-

dividuelle Rettungsversuche das ganze Sys-

tem destabilisieren. Dann kann nur noch 

ein gemeinsames Vorgehen weiterhelfen. 

Aus der Not geborenes staatliches Handeln 

ist weder minderwertig noch verwerflich, 

sondern manchmal schlicht unabdingbar.

Der Staat muss Krisen ertragen. Weder 

wird er eine nächste Krise verhindern kön-

nen, noch werden nicht auch die besten 

Regeln von heute vielleicht morgen schon 

wieder von kreativen und innovativen Un-

ternehmern, aber eben auch von Zockern 

und Profiteuren herausgefordert werden. 

Wer glaubt, der Staat brauchte nur ge-

nügend Kompetenzen, dann ließen sich 

Krisen verhindern, unterliegt einer Re-

gulierungsillusion. Krisen hat es immer ge-

geben, und es wird sie immer geben. Sie 

sind untrennbar mit dem Kapitalismus ver-

bunden. Krisen lassen sich nicht verhin-

dern - nicht durch Gesetze und auch nicht 

durch die Politik. Krisen gehören zu Märk-

ten. Sie sind Bausteine auf dem Weg des 

Fortschritts von guten zu besseren Lösun-

gen. Sie helfen, aus Fehlern zu lernen und 

klüger zu handeln.

Der Staat muss mündige Bürger ertragen. 

Wiederum gilt diese Forderung nicht nur 

für staatskritische politische Strömungen. 

Wiederum gilt sie auch für die Ökonomie. 

Weder noch strengere Gesetze oder noch 

schärfere Kontrollen können menschliches 

Fehlverhalten und Fehlentscheidungen 

verhindern. Sie können auch nicht ein tu-

gendhaftes Verhalten erzwingen. Gier und 

Neugier gehören zu den Grundlagen einer 

kapitalistischen Wirtschaftsordnung. Die 

Gier nach Gewinn stimuliert die Neugier. 

Sie lässt Menschen nach neuen und bes-

seren Ideen suchen. Niemand weiß im Vo-

raus, wer Erfolg haben und wer scheitern 

wird. Deshalb kommt die nächste Krise be-

stimmt, nur wann, wird erst bekannt sein, 

wenn es für viele zu spät ist. Deshalb ist der 

Weg zum Ziel im Kapitalismus mit Konkur-

sen und Verlusten gepflastert. Und den-

noch ist kein anderes Wirtschaftssystem 

bei der Suche nach klugen Lösungen für 

komplexe Probleme auch nur annähernd so 

erfolgreich wie der Kapitalismus. Das Zu-

sammenspiel von Freiheit, Verantwortung 

und Haftung hat trotz aller Krisen zu mehr 

Wohlstand für mehr Menschen geführt.

Der Staat muss stark sein. Er soll aber 

schlank bleiben. Er muss tun, was einzelne 

Menschen, ihre Familien oder ihre Nach-

barn nicht eigenständig schaffen, weil sie 

zu schwach sind. Er soll aber lassen, was 

Einzelne eigenständig und in der Regel bes-

ser und zielführender zu schaffen in der 

Lage sind. Subsidiarität heißt diese nach-

rangige staatliche Verhaltensweise in der 

Fachterminologie. Eine Konzentration auf 

die Kernkompetenz lautet im betriebswirt-

schaftlichen Jargon diese Forderung.

Der starke Staat braucht den freien Markt, 

weil nur so die materielle Grundlage gesi-

chert ist, mit der sich der starke Staat fi-

nanzieren kann. Ein starker Staat ohne 

freien Markt hat in der Vergangenheit oft 

genug ein ökonomisches Desaster hervor-

gerufen. So zuletzt in den sozialistischen 

Staaten Osteuropas. Das gilt auch für die 

nun unverzichtbare Suche nach besseren 

Regeln für den Finanzsektor. Werden die 

Möglichkeiten zu stark begrenzt, Risiken 

einzugehen, wird dadurch auch die Dyna-

mik gebremst. Deshalb ist es klug, jetzt 

das Kreditsystem kurzfristig durch staatli-

che Bürgschaften und Verstaatlichung kol-



labierender Banken zu stabilisieren. Aber 

ebenso klug ist es, diesen massiven Staats-

eingriff zeitlich auf ein Minimum zu be-

schränken. Sobald das Fahrwasser wieder 

ruhiger geworden ist, soll sich der Staat 

wieder zurückziehen, Alle staatlichen Be-

teiligungen die er jetzt möglicherweise er-

wirbt, sind dann wieder zu reprivatisieren.

Im Wechselspiel zwischen starkem Staat 

und freien Märkten geht es somit um ei-

nen Abwägungsprozess: Freie Märkte sol-

len etwas, aber eben nicht zu stark durch 

staatliche Regulierungen begrenzt wer-

den. Es gilt, individuelle Freiheiten nur so 

weit einzuschränken, wie eine übergeord-

nete gesellschaftliche Ordnung zu respek-

tieren ist. Es gilt, das eiserne Gesetz des Ka-

pitalismus, nämlich die Untrennbarkeit von 

Verantwortung und Haftung, bestmöglich 

zu garantieren. Es gilt, den Markt zu regu-

lieren, damit der Wettbewerb funktioniert. 

Mehr nicht. Denn ohne Risiko keine Beloh-

nung und damit kein Fortschritt. Werden 

Märkte zu stark gefesselt, werden das wirt-

schaftliche Wachstum verlangsamt, die 

Beschäftigungschancen geringer, der Ver-

teilungsspielraum enger und die Chancen 

auf Wohlstand für alle geringer. Das kann 

niemand wirklich wollen.

Mehr noch: Es gibt auch ein Staatsversa-

gen. Machtgierige Politiker können die 

Möglichkeiten eines starken Staates zu ih-

rem eigenen Nutzen missbrauchen. Die 

raffende Hand des Fiskus kann ohne Not 

privates Eigentum enteignen. Bürokraten 

können eine Wirtschaft mit ihren Plänen 

in den Abgrund stürzen. Staatssicherheit 

schützende Dienste können unbescholtene 

Menschen ausspionieren. An noch nicht 

allzu lange zurückliegende historische Bei-

spiele in Deutschland ist zu erinnern, wenn 

nun der Staat das Diktat bei der Lösung der 

Finanzkrise in die Hand nimmt. Ein starker 

Staat als Retter in der Not ist gut. Der freie 

Markt als Wohlstandsmotor für normale 

Zeiten ist besser. Eine intelligente Aufga-

ben- und Arbeitsteilung zwischen den bei-

den ist für das langfristige Wohlergehen ei-

ner Gesellschaft unabdingbar.

Dieser Beitrag ist am 18. Oktober 2008 in 

„Die Welt“ erschienen.
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